
sungsmäßige Anerkennung und 
Achtung humanistischer Ideale 
bestimmt. Sie ergeben sich 
gleichermaßen aus den realen 
ökonomischen, sozialen und 
politischen Verhältnissen un­
serer Gesellschaft. Eine auf die 
bewußte Gestaltung der ge­
sellschaftlichen Verhältnisse 
durch das Volk selbst gerich-

Neues Gesetz
Das findet gegenwärtig erneut 
sichtbaren Ausdruck in der 
Erhöhung der Rechte der Ge­
werkschaften, der Produktions­
komitees und der1 ökonomi­
schen Aktivs in den Groß­
betrieben sowie in der Bildung 
von gesellschaftlichen Räten 
bei den Vereinigungen Volks­
eigener Betriebe auf der 
Grundlage des Zweiten Ge­
setzes zur Änderung und Er­
gänzung des Gesetzbuches der 
Arbeit der DDR. Das Gesetz
— am 23. November 1966 von 
der Volkskammer beschlossen
— fördert die weitere Entwick­
lung der sozialistischen Demo­
kratie, indem es den Werktä­
tigen die Möglichkeit gibt, ent­
sprechend den Erfordernissen 
der zweiten Etappe des neuen 
ökonomischen Systems der 
Planung und Leitung noch um­
fassender und aktiver an der 
Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft und aller an­
deren Bereiche teilzunehmen. 
Es erhöht zugleich — wie Ge­
nosse Dr. Mittag vor der Volks­
kammer ausführte — die Ver­
antwortung der Leiter in al­
len gesellschaftlichen Bereichen 
und verpflichtet sie, „die Ar­
beit mit den Menschen so zu 
qualifizieren, daß sie immer 
bewußtere Erbauer und Ge­
stalter der sozialistischen Men­
schengemeinschaft werden“.
Es muß in diesem Zusammen­
hang auf Westdeutschland ver­
wiesen werden, wo zur glei­
chen Zeit die größte Organi­
sation der arbeitenden Men­
schen, die Gewerkschaften,

tete Tätigkeit der sozialisti­
schen Staatsmacht ist nicht an­
ders möglich, als durch die 
gleichzeitige und ständige Ent­
wicklung und den Ausbau der 
Rechte der Werktätigen und 
die Entwicklung ihrer Aktivi­
tät und Initiative in der prak­
tischen Wahrnehmung und 
Verwirklichung dieser Rechte.

vom staatsmonopolistischen 
System mehr denn je bekämpft 
und mit Notstandsgesetzge­
bung bedroht wird. Von Mit­
bestimmung der Arbeiter­
klasse und ihrer Gewerk­
schaften keine Spur — in der 
DDR hingegen ist sie untrenn­
bar mit der Ausübung der Ar- 
beiter-und-Bauern-Macht ver­
bunden.
Eindrucksvoll widerspiegelt 
sich das Wesen der sozialisti­
schen Demokratie in unserer 
DDR in der Arbeit der Volks­
kammer, des Staatsrates und 
des Ministerrates, in der Tätig­
keit der örtlichen Staatsorgane 
und in der quantitativen und 
qualitativen Zunahme der

Es entspricht dem Wesen der 
sozialistischen Gesellschafts­
ordnung der DDR, daß die ge- 
sellschafts- und staatsgestal­
tende Kraft der Volksmassen 
nicht nur am Ende jeder 
Wahlperiode, sondern als stän­
dig wirkendes Element der ge­
sellschaftlichen Vorwärtsbewe­
gung erschlossen wird.

Dementsprechend sind die Ab­
geordneten und in ihrer Ge­
samtheit die Volksvertretun­
gen und über sie auch die voll­
ziehenden Organe an den Wil­
len der Wähler gebunden, ist 
die ständige Einflußnahme der 
Bürger auf die Arbeit der 
Staatsorgane in vielfältiger 
Weise wirksam gesichert. Die 
Rechenschaftspflicht der Volks-

Mitwirkung der Bürger an der 
Staatsarbeit.

Bereits die Zusammensetzung 
der staatlichen Machtorgane re­
präsentiert in sichtbarer Weise 
den Grad der Teilnahme der 
Volksmassen an der Staats­
arbeit. Von den 206 000 Abge­
ordneten der örtlichen Volks­
vertretungen sind ihrer sozia­
len Zusammensetzung nach 
60,3 Prozent Arbeiter und An­
gestellte (davon allein 21,2 
Prozent Produktionsarbeiter), 
30,9 Prozent Mitglieder von 
landwirtschaftlichen und gärt­
nerischen Produktionsgenos­
senschaften. 2,8 Prozent der 
Abgeordneten sind ihrer Stel­
lung nach Gewerbetreibende, 
selbständige Handwerker, pri­
vate Unternehmer und frei­
beruflich Tätige.

Eine solche Zusammensetzung 
ist aber zugleich auch deut­
licher und sichtbarer Ausdruck 
des demokratischen Charak­
ters unseres Wahlsystems, mit­
tels dessen die Bürger eine 
ihren Interessen entsprechende 
Zusammensetzung der staat­
lichen Machtorgane sichern.

Vertretungen und ihrer Abge­
ordneten vor den Wählern, die 
Verpflichtung der Abgeordne­
ten, den Wählern die Staats­
politik zu erläutern und sie 
zur aktiven Mitarbeit bei der 
Durchführung der staatlichen 
Aufgaben zu gewinnen, Auf­
träge und Empfehlungen der 
Wähler sorgfältig zu bearbei­
ten, sind hier ebenso zu nen­
nen, wie das Recht der Wähler, 
die Abberufung von Abgeord­
neten zu verlangen, die das in 
sie gesetzte Vertrauen nicht 
rechtfertigen.
Gestützt auf die Arbeit ihrer 
ständigen Kommissionen und 
Aktivs (Ende 1965 bestanden 
bei den örtlichen Volksvertre­
tungen 62 792 ständige Kom­
missionen mit .mehr als 335 000

— größere Rechte für die Werktätigen

Kraft der Volksmassen ständig wirkendes Element
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